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Vorwort

Georg Kreis

Das europainstitut der universität Basel, obwohl nicht primär auf die 
Problematik der Beziehungen der schweiz zur eu ausgerichtet, be-
fasst sich selbstverständlich auch mit dieser thematik. es hat darum 
im frühjahr 2011 eine Vortragsreihe mit der überdachenden frage 
veranstaltet, ob der bisherige Bilateralismus als formel für die Gestal-
tung dieser Beziehungen weiterhin Gültigkeit habe oder gelegentlich 
– oder schon sehr bald – zu einem ende komme. hier werden die 
beiden externen Beiträge der Vortragsreihe veröffentlicht. 
Beide stammen von Autoren, die einerseits höchst kompetente Ken-
ner der Materie und andererseits auch politische exponenten der bei-
den seiten sind. es sei ihnen sehr herzlich dafür gedankt, dass sie 
nach Basel gekommen sind und sich im rahmen dieser Veranstal-
tung engagiert haben. Die anderen, von den Professoren des insti-
tuts verfassten Beiträge haben die frage unter den verschiedenen 
disziplinären Perspektiven, das heisst aus rechts-, wirtschafts- und 
politikwissenschaftlicher sicht betrachtet. ihre Beiträge werden mit 
einiger Wahrscheinlichkeit zu einem späteren Zeitpunkt unter der Be-
rücksichtigung der weiteren entwicklung veröffentlicht. Denn eines 
scheint einigermassen klar zu sein: „es“ wird in irgendeiner form 
weitergehen, und diese wird nicht einfach nur eine fortschreibung 
des Bisherigen sein.

Basel, Oktober 2011

Georg Kreis
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I. Interessendifferenzen und Interessenkongruenzen in den 
Beziehungen zur Eu - mit Fokus auf Finanzfragen

Michael ambühl

1. Einleitung

nach meiner Ankunft in Basel sind mir die grünen trams aufgefallen. 
in Bern sind sie bekanntlich rot. Allerdings gibt es für den Weg in die 
Berner Vorortgemeinde Worb auch das „blaue Bähnli“ – das musste 
etwa der deutsche tourist in ernst Mischlers berühmten sketch aus 
dem Jahr 1954, „Dr schnällscht Wäg nach Worb“, erfahren. seit De-
zember 2010 ist die Worblinie ins übrige Berner strassenbahnnetz 
integriert. Dieser integration gingen jedoch Monate lange, heftige po-
litische Debatten voraus. Bern, auf der einen seite, machte sein in-
teresse an einem einheitlichen roten erscheinungsbild seiner trams 
geltend. Worb, auf der anderen seite, wollte das „blaue Bähnli“ als 
unverwechselbares erkennungszeichen erhalten.

Die Lösung für diese interessendivergenz war ein gutschweizerischer 
Kompromiss. Mit dem ergebnis, dass jetzt über die Berner Kirchen-
feldbrücke blaurote trams rattern. ein Kompromiss also in dem sin-
ne, dass man ein Koexistenzmodell zulässt.

in meinem referat geht es um interessendivergenzen und -kongru-
enzen in den Beziehungen der schweiz zur eu und bezüglich des 
bilateralen Weges. ich werde zuerst einige grundsätzliche Überle-
gungen zur interessenwahrung der schweiz machen. Danach werde 
ich den bilateralen Weg näher beleuchten. und schliesslich möchte 
ich auf zwei zentrale themen aus dem finanz- und steuerdossier 
eingehen, nämlich auf den Bereich der unternehmensbesteuerung 
und auf die laufenden Quellenbesteuerungsverhandlungen.
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2. Grundsätzliche Überlegungen zur Interessenwahrung

ich beginne mit der regelmässig aufkommenden frage, die bekannt-
lich im Zentrum der europapolitik steht: in welcher form sollte sich 
die schweiz am europäischen integrationsprozess beteiligen?

2.1 einige Überlegungen zur souveränität

Bei der Diskussion um diese frage fällt früher oder später das stich-
wort „souveränität“ – oft ohne nähere Betrachtung, was denn eigent-
lich gemeint sei. Der Begriff beinhaltet zwei elemente:

souveränität nach aussen: Die prinzipielle unabhängigkeit ei-1. 
nes staates von anderen staaten, also die Völkerrechtsunmit-
telbarkeit, sowie die rechtliche Gleichheit dieser rechtssub-
jekte untereinander.

souveränität gegen innen: Die selbstbestimmtheit eines staa-2. 
tes bei der eigenen staatlichen Gestaltung, also die fähigkeit 
zur staatlichen selbstorganisation.

Dabei handelt es sich allerdings nur um eine Definition, es gibt kon-
kurrierende. Als illustration diene eine pointierte Äusserung des deut-
schen Politikers egon Bahr1: „in der heutigen Zeit hat nur der staat 
Autonomie, der über die herstellung und Anwendung von Atomwaf-
fen selber beschliessen kann.“ so gesehen wären nur eine handvoll 
staaten auf der Welt wirklich souverän: nämlich die im Atomsperrver-
trag aufgeführten „offiziellen“ Atommächte China, Frankreich, Gross-
britannien, russland und die usA sowie die „inoffiziellen“ Atommäch-
te indien, israel, nordkorea und Pakistan. Die grosse Mehrheit hin-
gegen wäre weit gehend fremdbestimmt. Das kann es ja wohl nicht 
sein.
1 egon Karl-heinz Bahr, * 1922, sPD-Politiker, 1972 bis 1974 deutscher Bundes-
minister für besondere Aufgaben, 1974 bis 1976 Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit.
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Noch eine andere Definition: Der grosse Staatstheoretiker Jean Bo-
din2 vertrat im 16. Jahrhundert die Auffassung, souveränität sei die 
höchste Letztentscheidungsbefugnis im staat. souverän sei derjeni-
ge, der alleine alles machen könne – was die zeitweilige Delegation 
von entscheidungsbefugnissen an andere einschliessen kann. Auch 
das kann es wohl nicht sein.

Der Staat muss in seiner Entscheidfindung immer auch Rahmenbe-
dingungen beachten, die von aussen gegeben sind. Die völkerrecht-
lichen normen etwa sind solche rahmenbedingungen, aber auch 
sachzwänge, die andere staaten aufstellen, nämlich in form ihrer 
eigenen Gesetze – die Auswirkungen auf Dritte haben können – oder 
in form ihrer eigenen Ansprüche und Ziele, denen sie je nach herr-
schenden Machtverhältnissen nachdruck verschaffen wollen. ein 
staat ist bei weitem nicht unsouverän, bloss weil er seine entschei-
dungen unter Berücksichtigung der äusseren Gegebenheiten und 
rahmenbedingungen trifft. Dies ist im Alltag nicht anders: Der Zug 
von Basel zurück nach Bern fährt um 21 uhr 28 oder um 22 uhr 01. 
ich habe die freie Wahl zwischen diesen Möglichkeiten – und käme 
nie auf die idee, dass meine souveränität eingeschränkt sein könnte 
dadurch, dass ich keinen Zug wählen kann, der um 21 uhr 45 ab-
fährt.

Ob die schweiz innerhalb oder ausserhalb der eu besser fährt, kann 
also nicht auf die frage der souveränität und auf die Diskussion, 
wie viel äussere, fremde rahmenbedingungen man berücksichtigen 
muss, reduziert werden. sondern die meines erachtens richtige und 
zentrale frage lautet: hat die schweiz innerhalb oder ausserhalb der 
eu mehr Gestaltungsmöglichkeiten, um ihre interessen optimal zu 
wahren?

2 Jean Bodin, * 1529 oder 1530; † 1596 in Laon; Les six livres de la république 
(1576).
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2.2 exkurs: interessen

Bevor ich zu den Gestaltungsmöglichkeiten komme, ein kurzer ex-
kurs zu den interessen. Aus meiner sicht gibt es zwei Kategorien; ich 
nenne sie „materielle“ beziehungsweise „ideelle“:

Materielle interessen sind vor allem die wirtschaftlichen und •	
finanziellen Interessen eines Staates. Man könnte sie auch 
als „nationalegoistische interessen“ bezeichnen.

ideelle interessen haben mit unseren Grundwerten zu tun: •	
etwa Menschenrechte, friedenspolitik, Wohlstandsförderung 
– und zwar nicht nur die eigene – sowie Demokratieförde-
rung.

Die – materiellen und idellen – interessen der schweiz sind in der 
Bundesverfassung der schweiz in Artikel 54, Absatz 2 und in Artikel 
101, Absatz 1 in der form von aussenpolitischen Zielen konkretisiert3. 
Dieses „Pentagon der schweizerischen Aussenpolitik“ umfasst:

Die Wahrung der interessen der schweizerischen Wirtschaft •	
im Ausland;

Die förderung des friedlichen Zusammenlebens der Völker;•	

Die Achtung der Menschenrechte und die förderung der De-•	
mokratie;

Den Beitrag zur Linderung von not und Armut in der Welt;•	

Die erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen.•	

3 „Der Bund setzt sich ein für die Wahrung der unabhängigkeit der schweiz und 
für ihre Wohlfahrt; er trägt namentlich bei zur Linderung von not und Armut in der 
Welt, zur Achtung der Menschenrechte und zur förderung der Demokratie, zu 
einem friedlichen Zusammenleben der Völker sowie zur erhaltung der natürlichen 
Lebensgrundlagen.“ (Art. 54, Abs. 2 BV)

„Der Bund wahrt die interessen der schweizerischen Wirtschaft im Ausland.“ (Art. 101, 
Abs. 1 BV)
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Die europapolitik ist teil der Aussenpolitik, und Aussenpolitik ist in-
teressenpolitik. unsere eu-Politik ist nicht nur geprägt von der Ver-
teidigung der materiellen Werte, sondern auch von der förderung 
der ideellen Werte. Geprägt also von solidarität mit der eu und mit 
Drittstaaten.

2.3 Der Gestaltungsspielraum der schweiz

hat die schweiz innerhalb oder ausserhalb der eu mehr Gestal-
tungsmöglichkeiten, um ihre interessen zu wahren? Die Antwort hat 
der Bundesrat darauf gegeben4: in der jetzigen situation ist die Ge-
staltungsfreiheit der schweiz mit dem bilateralen Weg grösser als mit 
einem eu-Beitritt. Warum? hauptsächlich aus drei Gründen:

erstens wegen der Volksrechte, beziehungsweise wegen 1. 
der verfassungsmässigen Verfahren. Die entscheidungsme-
chanismen der eu sind auf eine Art ausgestaltet, die in be-
stimmen Bereichen mit den verfassungsmässigen Verfahren 
der schweiz nicht kompatibel sind, vor allem nicht mit den 
beiden formen des referendums. Zwar wurden auch in ei-
nigen eu-Mitgliedstaaten Volksabstimmungen zu zentralen 
fragen durchgeführt, doch sind diese instrumente bekannt-
lich in keinem eu-staat derart ausgeprägt wie in der schweiz. 
insbesondere das instrument des fakultativen referendums 
könnte es der schweiz als eu-Mitglied schwer machen, alle 
eu-Mehrheitsentscheide mitzutragen. 

Zweiter Grund: Als nicht-eu-Mitglied braucht die schweiz 2. 
nicht jede eu-norm nachzuvollziehen. Zwar gleicht die 

4 An seiner sitzung vom 18. August 2010. Zur bundesrätlichen Position vergleiche u.a. 
Medienmitteilung des eDA vom 19. August 2010 (http://www.news.admin.ch/message/
index.html?lang=de&msg-id=34656 ) sowie Medienkonferenz des Bundesrates vom 
19. August 2010 (http://www.tv.admin.ch/de/archiv?year=2010&month=8&video_
id=283 ).
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schweiz tatsächlich ihre Gesetzgebung in vielen Bereichen 
durch den sogenannten autonomen nachvollzug an die eu-
regelung an, doch gibt es durchaus wichtige Bereiche, in de-
nen sie dies nicht tut, weil sie darin eine andere haltung oder 
Politik vertritt als die eu. Zum Beispiel in der Landwirtschafts- 
oder in der Verkehrspolitik, aber auch in der fiskal- und vor 
allem in der Währungspolitik.

Dritter Grund: Die schweiz könnte als eu-Mitglied zwar mit-3. 
entscheiden. Rein numerisch betrachtet, sinkt ihr Einfluss 
aber mit zunehmender Zahl der eu-Mitglieder. in diesem Zu-
sammenhang haben Wissenschaftler der uni Basel, Profes-
sor rolf Weder und Dr. Beat spirig, in ihrer neuen Publikation5 
darauf hingewiesen, dass der Einfluss der Schweiz auf die 
entscheidungen der eu nicht überbewertet werden sollte und 
dass die schweiz in vielen bedeutenden Politikbereichen An-
sichten vertrete, die innerhalb der eu eher randpositionen 
darstellten.

Der „realitäts-check“ macht deutlich, dass die bisherige Politik nicht 
so falsch sein kann: Die schweiz hat eine tiefe Arbeitslosigkeit6, ein 
solides Wirtschaftswachstum7 und ist als nicht-euro- und nicht-eu-
Land ironischerweise eines der wenigen Länder, das die so genann-

5 Von rosinen und anderen spezialitäten (Beat spirig und rolf Weber, Verlag nZZ, 
März 2011), besprochen in „Kurzer Wahn, lange reue?“ (neue Zürcher Zeitung, 15. 
März 2011).
6 2.9% im Mai 2011 (Quelle: Die Lage auf dem Arbeitsmarkt, staatssekretariat 
für Wirtschaft seco, http://www.seco.admin.ch/themen/00385/00387/index.
html?lang=de).
7 Gemäss Konjunkturprognose des Bundes, sommer 2011, wird für 2011 ein 
Wachstum des Bruttoinlandproduktes BiP von 2.1% erwartet (Quelle: staatssekretariat 
für Wirtschaft seco, http://www.seco.admin.ch/themen/00374/00375/00376/index.
html?lang=de).
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ten Maastrichter Kriterien8 erfüllt, die für den euro-raum festgesetzt 
wurden. Der bilaterale Weg hat sich bewährt.

3. Zu den bilateralen Beziehungen schweiz – Eu

3.1 Vernetzung, Meilensteine und Ziele

Die schweiz ist aufgrund ihrer Lage und ihrer Geschichte wirtschaft-
lich, kulturell und gesellschaftspolitisch eng mit den anderen europä-
ischen staaten beziehungsweise mit der eu vernetzt. Das handels-
volumen zwischen der schweiz und der eu beträgt rund 1 Milliarde 
franken – täglich9. rund 1.1 Millionen eu-Bürger leben ständig in der 
schweiz10, dazu kommen die über 240‘000 Grenzgänger11 aus den 
benachbarten eu-staaten, die in der schweiz arbeiten. umgekehrt 
leben über 415‘000 schweizerinnen und schweizer in den Ländern 
der eu12, das sind rund 60 Prozent der gesamten Auslandschweizer-
Gemeinde.

8 eu-Konvergenzkriterien, dargelegt in Artikel 121 Absatz 1 des Vertrags über die 
europäische Gemeinschaft (eG-Vertrag). es handelt sich um 1. Preisstabilität, 2. 
Finanzlage der öffentlichen Hand (zwei Referenzwerte: jährliches öffentliches Defizit 
sowie öffentlicher schuldenstand), 3. Wechselkurs und 4. langfristige Zinssätze.
9 Quelle: Delegation der europäischen union für die schweiz und das fürstentum 
Liechtenstein (http://www.eeas.europa.eu/delegations/switzerland/eu_switzerland/
trade_relation/index_de.htm; stand: Juli 2011).
10 Quelle: Bundesamt für Migration BfM, Ausländerstatistik per ende April 2011 (http://
www.bfm.admin.ch/content/dam/data/migration/statistik/auslaenderstatistik/2011/
auslaenderstatistik-2011-04-d.pdf).
11 Grenzgänger des Bundesamtes für statistik Bfs, 1. Quartal 2011 (http://
www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/03/02/blank/key/erwerbstaetige0/
grenzgaenger.html).
12 Auslandschweizerstatistik vom 16. februar 2011, Auslandschweizerdienst des 
eDA (http://www.eda.admin.ch/etc/medialib/downloads/edazen/recent/media/media.
Par.0166.file.tmp/Auslandschweizerstatistik%202010%20nach%20Wohnland.pdf). 
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Dieser hohe Grad an faktischer integration hat für beide seiten positi-
ve effekte. um die engen Vernetzungen auf allen ebenen zu stärken, 
wurden bekanntlich einige Meilensteine in der form von bilateralen 
Abkommen gesetzt:

erster Meilenstein: das freihandelsabkommen zwischen der •	
schweiz und der damaligen eG von 1972 – also quasi die 
„Bilateralen 0“.

Zweiter Meilenstein: die „Bilateralen i“, die 1999 unterzeich-•	
net und nach einer Volksabstimmung am 1. Juni 2002 in Kraft 
gesetzt wurden.

Dritter Meilenstein: die „Bilateralen ii“, die am 26. Oktober •	
2004 unterzeichnet wurden und deren einzelne elemente in 
der folge nach und nach in Kraft traten.

es ist gut möglich, dass in der nächsten Zeit ein vierter Mei-•	
lenstein in irgendeiner form hinzukommt, mag er nun „Bilate-
rale iii“ oder sonstwie genannt werden.

Was sind die Ziele des bilateralen Weges und seiner Meilensteine? 
Ganz klar:

Die stärkung der Zusammenarbeit in wichtigen Politikbereichen 1. 
(Justiz, Polizei, steuern, Migration, Kultur, Verkehr, forschung).

Dann natürlich der gegenseitige Marktzutritt – vor allem die 2. 
Bilateralen i waren klassische Marktöffnungsabkommen (in 
Bezug auf den Personen- , Waren- , und Dienstleistungsver-
kehr).

Drittens die rechtssicherheit.3. 

und last – but not least – die enge Zusammenarbeit bei 4. 
der Verteidigung und förderung gemeinsamer Werte. Die 
schweiz ist ein teil der europäischen Wertegemeinschaft und 
zeigt sich deshalb solidarisch mit der eu:
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Zum Beispiel, indem das schweizer stimmvolk 2006 a. 
Ja sagte zur so genannten Kohäsionsmilliarde zu-
gunsten von infrastrukturprojekten in den zehn Län-
dern, die 2004 der eu beigetreten waren.

Zum Beispiel, indem die schweiz über 30 Milliarden b. 
franken investiert in den Bau der neAt, die nicht nur 
dem innerschweizerischen transport zugute kommt, 
sondern vor allem dem europaweiten transitverkehr.

Zum Beispiel, indem sie sich im rahmen ihres enga-c. 
gements im internationalen Währungsfonds iWf am 
europäischen hilfspaket zugunsten der stark verschul-
deten euro-saaten Griechenland und irland beteiligt.

Jetzt könnte man einwenden: Die schweiz hat ihren 
haushalt im Griff, weshalb sollte sie sich um die schul-
den anderer kümmern? Warum sollte sie sich mit ihrem 
Geld an rettungspaketen zugunsten anderer staaten 
beteiligen, die wirtschafts- und finanzpolitische Fehler 
gemacht haben? eine eskalation der situation würde 
auch die Schweiz empfindlich treffen. Die Zahlungsun-
fähigkeit eines oder mehrerer eurostaaten würde welt-
weite turbulenzen auf den finanzmärkten auslösen. 
Die vergangene finanzkrise hat deutlich gemacht, 
dass globale tauchfahrten der finanzmärkte auf die 
realwirtschaft überspringen und eine Wirtschaftskrise 
nach sich ziehen. Gerade die international so erfolg-
reich vernetzte schweizer Volkswirtschaft ist auf zah-
lungskräftige Absatzmärkte angewiesen.

Die schweiz hat also ein materielles interesse daran, 
mitzuhelfen, die schuldenkrise bei ihrem wichtigsten 
handelspartner einzudämmen. sie hat aber genauso 
ein ideelles interesse: solidarität. sie ist ein entschei-
dender schlüssel für das erfolgreiche Weitergehen auf 
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dem bilateralen Weg.
Dieses Beispiel zeigt übrigens gut, dass die unter-

scheidung zwischen „materiellen“ und „ideellen“ in-
teressen manchmal eher akademischer natur ist. im 
vorliegenden fall bringen nämlich die ideellen Motive 
auch materiellen nutzen.

3.2 Zukunft – wie lange noch?

Wir gehen also auf dem bilateralen Weg weiter, und oft wird die fra-
ge gestellt: Wie lange noch? Darauf gibt es zwei Antworten. Die ein-
fache Version lautet: solange die schweiz und die eu das so wol-
len. Die nuanciertere Version lautet: solange, wie er im interesse der 
schweiz und der eu ist.

im interesse der schweiz ist er solange, wie sich erstens die •	
wirtschaftlichen rahmenbedingungen nicht negativ verän-
dern und zweitens die Mitwirkungsmöglichkeiten der schweiz 
als genügend beurteilt werden.

und wie lange ist der bilaterale Weg im interesse der eu? •	
Dies ist nicht an mir zu definieren, sondern das dürfte wohl 
der eu-Vertreter mit seinem Vortrag tun. ich gehe aber davon 
aus, dass für die eu folgendes eine notwendige Bedingung 
für den bilateralen Weg darstellt: solange sie die schweiz als 
solidarischen und verantwortungsvollen Partner wahrnimmt, 
der zur Lösung der gemeinsamen Probleme beiträgt. Zum 
Beispiel: (1) bei der eindämmung der schuldenkrise, (2) bei 
der unterstützung des guten funktionierens des europäi-
schen Binnenmarktes oder (3) bei der unterstützung der eu 
bei friedensfördernden initiativen, etwa im Kaukasus sowie 
im nahen und Mittleren Osten.
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Anders gesagt: Der bilaterale Weg ist nur solange gangbar, wie er für 
beide seiten genügend Möglichkeiten zur eigenen interessenwah-
rung bietet und genügend Vorteile bringt. Der bilaterale Weg sollte 
ein Positivsummenspiel sein, kein nullsummenspiel. Wenn hingegen 
das gegenseitige Geben und nehmen einmal nicht mehr in der Balan-
ce sein sollte, dann wird der bilaterale Weg sehr steinig. Keine seite 
kann nur etwas für sich selbst fordern, ohne selber den forderungen, 
Anliegen und interessen der anderen seite entgegenzukommen.

3.3 Weiterentwicklung des bilateralen Weges

Daraus folgt, dass der bilaterale Weg keine statische strategie ist, 
sondern ein dynamischer Prozess, der ständig aktiv und bewusst 
gestaltet werden muss – angepasst, wo nötig, ausgebaut, wo sinn-
voll. Die bisherigen erfahrungen mit den bilateralen Abkommen ha-
ben gezeigt, dass künftig eine gewisse Dynamisierung notwendig 
sein könnte, im Zusammenhang mit der Übernahme des künftigen 

„Acquis communautaire“ in den jeweiligen sektoriellen Abkommen. 
Die Übernahme künftigen eu-rechts in den vertraglich geregelten 
Bereichen ist letztlich eine logische Konsequenz der in diesen Berei-
chen angestrebten harmonisierung.

entscheidend ist, dass die schweiz dabei die in der Bundesver-
fassung vorgesehenen Verfahren einhalten kann – also Geneh-
migung durch das Parlament, unterstellung unter das fakultative 
referendum. entscheidend ist weiter, dass die eu diese verfas-
sungsmässigen Verfahren der schweiz akzeptiert. Das heisst, re-
aktionen der eu auf allfällige entscheide der schweiz, in einzel-
nen Bereichen den künftigen „Acquis communautaire“ nicht zu 
übernehmen, müssten angemessen ausfallen und dürften nicht 
machtpolitisch motiviert sein. solche Lösungen sind grundsätzlich 
möglich – in der tat gibt es sie schon, wie das Beispiel des Zoll-
sicherheitsabkommens (sogenannte 24-stunden-regelung) zeigt.
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4. Zum steuer- und Finanzdossier in der Europapolitik

Das steuerdossier stellt einen zentralen sektoriellen Bereich in der 
künftigen europapolitik dar, denn die eu hat hier zentrale interes-
sen. Dem steuerdossier dürfte daher in der künftigen Ausgestaltung 
des Verhältnisses mit der eu eine wichtige rolle zukommen. Konkret 
sieht sich die schweiz in diesem Bereich momentan hauptsächlich 
mit herausforderungen im Bereich der unternehmensbesteuerung 
sowie beim Bankengeheimnis und der Amtshilfe beziehungsweise 
dem informationsaustausch konfrontiert.

4.1 unternehmenssteuerregimes

Bei der ersten herausforderung, der unternehmensbesteuerung, 
geht es, kurz gesagt, darum, eine Lösung für das so genannte „ring 
Fencing“ zu finden. Dieser Begriff bezeichnet die steuerliche Un-
gleichbehandlung von in- und ausländischen erträgen. Die forde-
rung der eu hat eine längere Vorgeschichte:

Bereits 2005 verurteilte die eu in einem Aide-mémoire die kantonalen 
steuerregimes. im Jahr 2007 kam die eu-Kommission zum schluss, 
dass die kantonalen Besteuerungsmodalitäten in der schweiz den 
Wettbewerb beeinträchtigten und verbotene staatliche Beihilfen dar-
stellten. sie monierte eine Verletzung des freihandelsabkommens 
von 1972. Gegen diesen Vorwurf hat sich die schweiz mit guten Grün-
den gewehrt. im herbst 2009 lag ein mit der eu-Kommission ausdis-
kutierter Kompromissvorschlag auf dem tisch, der mit den Kantonen 
abgesprochen war, der aber offenbar einigen eu-staaten den ein-
druck vermittelte, ihre interessen seien dabei zu wenig berücksichtigt 
worden. ihr Widerstand brachte den Kompromiss zu fall.

inzwischen hat die eu einen weniger konfrontativen Ansatz gewählt: 
sie möchte mit der schweiz und Liechtenstein in einen Dialog über 
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den eu-internen Verhaltenskodex über die unternehmensbesteu-
erung treten. Wir führen sondierungsgespräche, inwieweit die steu-
erliche ungleichbehandlung von in- und ausländischen erträgen be-
seitigt werden müsste, um die steuerliche Anerkennung der schwei-
zer Gesellschaften zu erreichen. Möglicherweise könnte dies auch 
beinhalten, dass die Anpassung gewisser kantonaler steuerregimes 
geprüft werden müsste.

4.2 Quellenbesteuerung und Amtshilfe

Bei der zweiten herausforderung, dem themenkomplex „Bankge-
heimnis / Amtshilfe“ hat die schweiz zwei hauptinteressen:

Wir wollen keinen automatischen informationsaustausch, 1. 
denn wir erachten die Privatsphäre der Bankkunden als legi-
times, schutzwürdiges Gut.

Wir wollen aber auch nicht, dass der schweizer finanzplatz 2. 
dafür missbraucht wird, unversteuerte Gelder zu verstecken.

Diese beiden interessen scheinen auf den ersten Blick gegensätzlich 
und nicht zusammen erreichbar. Oder, wie der deutsche schriftsteller 
erhard Blanck13 sagte: „Guter rat ist teuer und nicht mal abzugsfähig 
von der steuer.“

Wirklich? nein, denn wir sind überzeugt, dass es gelingen kann, die 
interessendivergenz zwischen dem steueranspruch des anderen 
staates und dem recht auf schutz der Privatspähe des Kunden un-
ter einen hut zu bringen. nämlich mit der Kombination der beiden 
instrumente „verbesserte Amtshilfe“ und „Quellenbesteuerung“. Mit 
beiden haben wir bereits gute erfahrungen gemacht:

13 *1942, schriftsteller und Maler
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Das instrument der verbesserten Amtshilfe setzen wir im a) 
rahmen der neuen beziehungsweise angepassten Doppel-
besteuerungsabkommen gemäss OecD-standard um.

Das zweite instrument, die Quellenbesteuerung, kennen wir b) 
in der schweiz mit der Verrechnungssteuer seit 1943. sie ist 
übrigens mit 35 Prozent eine der höchsten in ganz europa. 
Auf internationaler ebene kennen wir sie mit der eu-Zins-
besteuerung seit über 5 Jahren. Dieses bewährte system 
möchten wir ausbauen. Mit Deutschland und Grossbritannien 
verhandeln wir zurzeit über die regularisierung unversteuer-
ter Altgelder und über eine Abgeltungssteuer auf sämtlichen 
Vermögenseinkünften ihrer Bürger aus der schweiz.

hier möchte ich kurz über europa hinausblicken. ich bin überzeugt, 
dass das system der Abgeltungssteuer, kombiniert mit der verbesser-
ten Amtshilfe, auch für entwicklungsländer die bessere Lösung wäre 
als der automatische informationsaustausch. Denn der automatische 
informationsaustausch produziert zuerst einmal Daten, nicht Geld. 
Daten stellen einen enormen bürokratischen Aufwand dar und för-
dern die Korruption. Die Abgeltungssteuer hingegen produziert Geld. 
Direkt und unbürokratisch.
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5. Fazit

ich komme zum schluss. „Die schweiz ist ein kleines europa – mit 
dessen Ausschluss.“ Das meinte der schweizer schriftsteller hein-
rich Wiesner14. 

Meine einschätzung dazu: Jein.

Ja, es stimmt: Die schweiz liegt mitten in europa, ohne Mit-•	
glied der eu zu sein – obwohl sie paradoxerweise selbst ein 

„europa in Miniaturform“ ist, denn sie ist in einem ähnlichen 
integrationsprozess entstanden, wie ihn die eu durchläuft.

nein es stimmt nicht: Die schweiz schliesst europa nicht aus. •	
im Gegenteil.

Dies ist der erste und wichtigste von drei Punkten, die ich als fazit 
festhalten möchte:

Wir sind ein solidarisches und verantwortungsvolles Mitglied 1. 
der europäischen Wertegemeinschaft. Die schweiz ist, gera-
de im finanzbereich, ein stabiler hort mitten in europa, mit 
tiefer Arbeitslosigkeit, effizienter Wirtschaft, stabiler Währung 
und vergleichsweise tiefer Verschuldung. umgekehrt ist die 
eu für die schweiz ein unverzichtbarer Wirtschaftspartner. 
Kein anderer Drittstaat ist stärker in die eu integriert als die 
schweiz. Daraus folgt, dass beide seiten ein interesse an 
engen, freundschaftlichen Beziehungen, zufriedenstellenden 
Problemlösungen haben. Gerade weil die schweiz in ihrer 
Geschichte einen ähnlichen integrationsprozess durchlaufen 
hat, wie er sich innerhalb der eu abspielt, haben wir viel Ver-
ständnis für die situation der eu und ihrer Mitgliedstaaten und 
den herausforderungen, die sich im weiteren Verlaufe des in-
tegrationsprozesses wohl noch stellen dürften.

14 *1925, Primarlehrer und schriftsteller, Mitglied der ehemaligen „Gruppe Olten“.
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Zweiter Punkt: Der bilaterale Weg hat sich bewährt. er bie-2. 
tet der schweiz zurzeit Gestaltungsfreiheit. Der Bundesrat ist 
überzeugt, dass der bilaterale Weg in der heutigen situation 
das beste instrument ist, um die interessen der schweiz zu 
verfolgen und ihre aussenpolitischen Ziele zu erreichen. Vor-
aussetzung dafür, dass dies so bleibt, ist, dass das gegensei-
tige Geben und nehmen im Gleichgewicht bleibt.

und dritter Punkt: Das finanz- und steuerdossier spielt in 3. 
den Beziehungen mit der eu eine wichtige rolle. Die schweiz 
und die eu haben im finanz- und steuerbereich alles in al-
lem mehr gemeinsame interessen als interessendivergen-
zen. Dies sind gute Voraussetzungen, um Lösungen zu fin-
den, die für beide seiten befriedigend sind. Konkret bedeutet 
das im Moment:

im Bereich der unternehmensbesteuerung führen wir a. 
mit der eu einen Dialog über einen möglichen Dialog, 
um das Problem des „ring fencing“ anzugehen.

im Bereich des Bankgeheimnisses bietet die schweiz b. 
eu-Mitgliedstaaten mit der Kombination aus den in-
strumenten „verbesserte Amtshilfe“ und „Quellenbe-
steuerung“ eine effiziente Lösung an, die – im Ge-
gensatz zum automatischen informationsaustausch 
– Geld produziert statt Daten.

Alles in allem bin ich überzeugt, dass wir trotz täglichem Wehklagen 
in der Öffentlichkeit in unserer europapolitik gut aufgestellt sind. in 
einer so engen Beziehung kommt es automatisch hin und wieder 
zu Reibungsflächen und Problemen, die es zu lösen gilt. Nur zwei 
Akteure, die gar keine Beziehung pflegen, haben niemals Proble-
me miteinander. für uns stellt sich höchstens die frage, mit welcher 
haltung wir an die sowieso zwischendurch auftauchenden Probleme 
herangehen:
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entweder mit einer „wohl-oder-übel-haltung“; oder•	

mit einer gutnachbarschaftlichen, selbstbewussten haltung.•	

ich bin zuversichtlich, dass wir uns auch künftig für die richtige Opti-
on entscheiden werden.
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II. Die Beziehungen zwischen der Eu und der schweiz „dy-
namisieren“ oder die „Grenzen des Bilateralismus“

Michael reiterer

„Die Beziehungen zwischen der Eu und der schweiz „dynamisie-
ren“ oder die „Grenzen des Bilateralismus“ sind Überschriften, die 
die gegenwärtig zwischen der eu und der schweiz laufenden Ge-
spräche charakterisieren. Diese haben das Ziel, wichtige institutio-
nelle fragen zu lösen, um eine Weiterentwicklung der bilateralen Be-
ziehungen zu ermöglichen. Ausgelöst wurde dies u.a. dadurch, dass 
der rat der europäischen union im Dezember 2010, d.h. die 27 Mit-
gliedstaaten der union, wie bereits zuvor im Dezember 2008 erklärte, 
dass das bisherige system bilateraler Abkommen „eindeutig an seine 
Grenzen stösst“. 

Was bedeutet dies, wohin führt dies? ich werde versuchen ih-
nen diese frage anhand von weiteren fragen zu beantworten, doch 
zunächst etwas Geschichte: 

Als das schweizer Volk 1992 nein zum eWr sagte, die schweizer 
regierung davor aber noch den eu-Beitritt beantragt hatte, reichte 
die damalige eu der 12 der schweiz die hand, um ihr für eine Über-
gangsfrist den lebensnotwendigen Zugang zum Binnenmarkt durch 
sektorielle Abkommen zu ermöglichen. Damit war der in der schweiz 
sogenannte ‚Bilateralismus’ geboren. 1995 traten Österreich, schwe-
den und finnland – nicht aber norwegen – der eu bei. Bald wurde 
es jedoch klar, dass die schweiz in absehbarer Zeit der union nicht 
beitreten würde. Bilaterale i und ii waren die folge, wobei hierbei eine 
gewisse Weiterentwicklung vom rein Wirtschaftlichen zum Politischen, 
stichwort schengen/Dublin, erkennbar ist. 
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Lassen sie mich es nochmals unterstreichen: Die eu kam der 
schweiz entgegen, ging auf ihre politische situation ein und half ihr 
aus der Patsche – ich komme nochmals darauf zurück.

Daraus entwickelte sich im Laufe der Zeit ein immer komplexe-
res  system dutzender „bilateraler“ sektorieller Abkommen. Zentra-
le Abkommen wie jenes über die Personenfreizügigkeit, den Abbau 
nicht-tarifärer handelshemmnisse, das Luftverkehrs- und das Land-
verkehrsabkommen betreffen die gleichberechtigte teilnahme der 
schweiz an teilbereichen des europäischen Binnenmarktes.

Der Binnenmarkt ist das herzstück der europäischen union. sein 
Kernsatz lautet „gleiches recht für alle“, also die rechtliche Gleich-
behandlung aller Marktteilnehmer – unternehmen, Arbeitnehmer, 
selbstständige, Konsumenten –, ungeachtet ihrer nationalität, ihres 
Wohnsitzes oder ihrer niederlassung. Dieses wichtige Prinzip der 
nicht-Diskriminierung fehlt im Übrigen im Verhältnis mit Drittstaaten. 

normalerweise ist eine teilnahme am europäischen Binnenmarkt 
eu-Mitgliedstaaten und staaten des eWr vorbehalten. nach der 
Ablehnung des Beitritts zum eWr 1992 durch das schweizer Volk 
stimmte die eu wie erwähnt auf ersuchen der schweiz ausnahms-
weise zu, mit dieser Abkommen über eine sektorspezifische Teilnah-
me am Binnenmarkt zu schliessen. 

Dabei ist es jedoch notwendig, dass die gleichen Wettbewerbs-
bedingungen für alle geschaffen und beibehalten werden. Daher ist 
es unerlässlich, dass in jenen sektoren, in denen die schweiz am 
Binnenmarkt teilnimmt, in der schweiz die gleichen regeln gelten 
und diese auch auf die selbe Weise angewendet werden wie in der 
eu und im eWr. Auch hier nochmals die Klarstellung: Die schweiz 
wünscht die teilnahme an sektoren des eu-Binnenmarktes. 

Das bisherige system sektorieller Abkommen stellt diese rechtliche 
Gleich behand lung nicht zuverlässig sicher. einerseits widerspiegeln 
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die Abkommen jeweils nur die rechtliche situation zum Zeitpunkt der 
Vertragsunterzeichnung. Das eu-recht entwickelt sich aber laufend 
weiter, ebenfalls die rechtsprechung des europäischen Gerichtsho-
fes. Obwohl die Abkommen mit der schweiz im Prinzip in den Ge-
mischten Ausschüssen angepasst werden können, sehen sie keine 
Mechanismen zur sicherstellung einer tatsächlichen und zügigen An-
passung an die entwicklung des relevanten eu-rechts vor. 

Ein Beispiel ist die richtlinie 2005/36/eG zur Personenfrei-
zügigkeit, welche die gegenseitige Anerkennung von Berufs-
qualifikationen ergänzt und aktualisiert. Sie wurde in den EU- und 
eWr-staaten bis 2007 umgesetzt, die schweiz hat sie erst 2011 
in zwei etappen bis 2013 übernommen. Leidtragende sind na-
mentlich Berufstätige gewisser medizinischer Berufe auf beiden 
seiten, die eine stelle in der schweiz oder einem eu-Mitglied-
staat nicht antreten können, weil ihre jeweilige Berufsausbildung 
nicht anerkannt wird.

Andererseits werden die sektoriellen Abkommen und das eu-recht, 
auf das sie sich beziehen, von der schweiz und der eu nicht immer 
gleich interpretiert und angewandt. Bei uneinigkeit gibt es aber keine 
übergeordnete Gerichtsinstanz, die angerufen werden kann. 

Beispiele:
der streit über die unternehmenssteuerregime in gewissen – 
Kantonen, die aus sicht der eu eine unzulässige staatsbeihilfe 
darstellen. 

Die EU beanstandet auch einen Teil jener “flankierenden” – 
Massnahmen, welche die schweiz nach Abschluss des 
Abkommens über die Personenfreizügigkeit einseitig 
eingeführt hat. Namentlich die sogenannte “8-Tage-Regel” 
(Voranmeldepflicht, gekoppelt mit zwischenzeitlichem 
Arbeitsverbot unter Androhung von hohen Bussen und 
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Arbeitssperren) schränkt aus sicht der eu die durch das 
Abkommen gewährte Dienstleistungsfreiheit ungebührlich ein. 

in beiden fällen konnten trotz jahrelanger Diskussionen in den 
Gemischten Ausschüssen und im rahmen eines Dialoges die 
unstimmigkeiten bisher nicht ausgeräumt werden.

Diese situation erzeugt rechtsunsicherheit: unternehmen und 
Bürger in der eu und in der schweiz haben es schwer, die zu einem 
gegebenen Zeitpunkt tatsächlich geltende rechtslage zu kennen und 
abzusehen, wie sich diese entwickeln wird – zum nachteil aller sei-
ten. nicht zuletzt im hinblick auf die teilnahme der schweiz in neuen 
sektoren des Binnenmarktes – elektrizität, Landwirtschaft, öffentli-
che Gesundheit und Konsumentenschutz sowie gemäss schweizer 
Wunsch im Bereich der Zulassung von chemikalien – müssen die 
gegenwärtige fragmentierung überwunden und grundsätzliche insti-
tutionelle Probleme gelöst werden. 

es geht dabei um folgende vier punkte:

eine zeitgerechte Anpassung der Abkommen an die entwick-⇒	
lungen im relevanten eu-recht bzw. Abschluss von Verträgen 
auf der Basis des geltenden eu-rechts;

Die Auslegung von relevantem eu-recht in Übereinstimmung ⇒	
mit der aktuellen rechtsprechung des euGh;

Die Überwachung einer einheitlichen umsetzung und Anwen-⇒	
dung der Abkommen, einschliesslich der frage der Gerichts-
barkeit;

Ein effizienter Mechanismus für die Beilegung von Streitigkei-⇒	
ten.
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Will die EU die bilaterale Beziehung mit der Schweiz beenden •	
und eine multilaterale Beziehung einleiten? Drängt die EU die 
Schweiz zum EWR-Beitritt?

Die eu möchte mit allen ihren nachbarn intakte und stabile Bezie-
hungen aufbauen, in denen die regeln über die die teilnahme am 
Binnenmarkt für alle Beteiligten gleich sind. Dies bezieht sich auf die 
eu-Mitgliedstaaten, die Länder des eWr, die über ein multilaterales 
Abkommen angeschlossen sind, und auf die schweiz, die über  bilate-
rale sektorielle Abkommen mitmacht. es gilt jedoch auch immer mehr 
für einen weiteren Kreis von staaten in der europäischen nachbar-
schaft, die enge Beziehungen mit der union wünschen – ich komme 
darauf noch zu sprechen.

Die eu will die bilateralen Beziehungen und die bisher abgeschlos-
senen Abkommen mit der schweiz daher nicht beenden. sollte die 
schweiz den vertraglichen status quo beibehalten wollen, so wird die 
eu die bestehenden Abkommen beibehalten. 

im hinblick auf die teilnahme der schweiz in neuen sektoren des 
Binnenmarktes ist es aber notwendig, die Beziehungen auf eine neue 
Basis zu stellen. Das bereits heute fragmentierte Vertragswerk wird 
andernfalls zu komplex und unübersichtlich, und der europäische Bin-
nenmarkt, das herzstück der union, würde unter einer zunehmen-
den rechtsunsicherheit leiden. Gegen die Weiterführung des bisheri-
gen Weges haben sich die Mitgliedstaaten, die Kommission und das 
europäische Parlament ausgesprochen, dies wurde von allen drei 
Präsidenten, die diese institutionen repräsentieren, zwei schweizer 
Bundespräsidenten mitgeteilt – es nimmt einen daher Wunder, wenn 
die Schweiz einseitig, unilateral befindet, dass der bilaterale Weg der 
beste sei….

Die erfahrung mit dem EWr ist aus der sicht der eu und aller da-
ran teilnehmenden staaten sehr positiv. Der eWr garantiert ein rei-
bungsloses funktionieren des Binnenmarktes in den 27 eu-staaten 
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und den drei teilnehmenden eftA-staaten norwegen, island und 
Liechtenstein. es gab bisher keine nennenswerten schwierigkeiten. 
Auch wenn die eu, die aktuelle Präferenz der schweiz für eine bila-
terale Beziehung respektiert, wäre es doch eigenartig, Bestehendes 
und Bewährtes, normalerweise schweizer Kriterien für Güte, unbe-
achtet auf der seite zu lassen.

Will die EU ein Rahmenabkommen und was würde ein sol-•	
ches beinhalten?

Der Abschluss eines rahmenabkommens ist ein schweizer Vor-
schlag. Das schweizer Parlament hat 2008 das Ziel von „Verhand-
lungen mit der EU über ein Rahmenabkommen“ in die Legislatur-
planung 2007-2011 aufgenommen. schweizer Vertreter reden auch 
gerne darüber, doch eine auch nur annähernde Beschreibung eines 
möglichen inhaltes habe ich noch nicht gehört.

Aus sicht der eu besteht die notwendigkeit eines einheitlichen An-
satzes. insbesondere in den Bereichen, in denen die schweiz einen 
gleichberechtigten Zugang zum europäischen Binnenmarkt hat oder 
erhalten soll - wie eu-Mitgliedstaaten und eWr-staaten müssen für 
alle Marktteilnehmer vergleichbare institutionelle Bestimmungen gel-
ten. 

ich wiederhole: in den von den Abkommen betroffenen Bereichen 
brauchen wir eine rasche Anpassung des schweizer rechts an das 
sich entwickelnde eu-recht, eine unabhängige Überwachung der 
einhaltung und umsetzung von Binnenmarktregeln, die Berücksich-
tigung der rechtsprechung des euGh, eine unabhängige Gerichts-
barkeit und einen effizienten Mechanismus der Streitbeilegung. 

Dies kann durch ein rahmenabkommen oder durch andere ver-
tragliche regelungen wie in die verschiedenen Vertragswerke einzu-
fügende Klauseln erfolgen – inhalt wäre wichtiger als die form. es 
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liegt an der schweiz, Vorschläge zu inhalt und form der neuen ins-
titutionellen Basis unserer Beziehungen zu unterbreiten – was nicht 
geht, haben wir bereits gehört; was geht, hörten wir gerne.

Warum soll die Schweiz in bestimmten Bereichen das EU-•	
Recht übernehmen, obwohl sie nicht Mitglied der EU oder 
des EWR ist? Warum sagt die EU, dass andernfalls die Markt-
teilnehmer aus EU- und EWR-Staaten benachteiligt würden?

in ausgewählten Bereichen möchte die schweiz, dass ihre Wirt-
schaftsteilnehmer im europäischen Binnenmarkt gleich behandelt 
werden wie jene aus eu- und eWr-staaten z.B. im entstehenden 
gemeinsamen elektrizitätsmarkt, bei der Zulassung von chemikalien, 
reAch, oder der bei der gegenseitigen Anerkennung von Produkt-
zulassungen in nicht-harmonisierten Bereichen. Diese Gleichbehand-
lung ist der Kern des Binnenmarktes. Wollen schweizer Wirtschafts-
teilnehmer dieselben rechte haben wie jene aus eu/eWr-staaten, 
müssen sie auch die gleichen regeln befolgen. Andernfalls hätten die 
schweizer Wirtschaftsteilnehmer unter umständen bessere Wettbe-
werbsbedingungen als solche aus eu- und eWr-staaten. Dies wür-
de den Zielen des Binnenmarktes zuwider laufen.

Die eu verlangt vom nicht-Mitglied schweiz nicht, den acquis 
schlechthin zu übernehmen, dazu besteht keine Veranlassung. Die 
forderung ist eingeschränkt auf diejenigen Bereiche des Binnen-
marktes, an denen die schweiz mitmachen will, nicht muss. 

Die teilnahme muss dann allerdings auch systemkonform erfolgen: 
Der Binnenmarkt ist naturgemäss ein transnationaler Markt, kein na-
tionaler. Daher ist auch die Überwachung der einhaltung der regeln 
des Binnenmarktes transnational geregelt: für eu-Mitgliedstaaten im 
Binnenmarkt durch die europäische Kommission sowie nachprüfend 
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oder bei Meinungsverschiedenheiten der europäische Gerichtshof. 
Die entsprechung im eWr ist die eftA Überwachungsbehörde und 
– gemäss dem Zweipfeilersystem – der eftA Gerichtshof bzw. der 
europäische Gerichtshof. in keinem der beiden fälle obliegen diese 
Aufgaben nationalen institutionen der Mitgliedstaaten. Daher ist es 
aus diesem systemischen Gründen auch nicht möglich, dass sich die 
schweiz als einziger staat selbst überwacht. 

Dies hat nichts mit Misstrauen zu tun, vor allem nicht gegenüber 
dem sehr respektierten Bundesgericht in Lausanne, dessen rolle 
und unabhängigkeit respektiert und die Qualität seiner entscheidun-
gen geschätzt wird. 

nochmals: Das Kernprinzip des europäischen Binnenmarktes 
„gleiches recht für alle“ erfordert jedoch in den betroffenen Bereichen 
eine unabhängige Gerichtsbarkeit, die den einzelnen staaten überge-
ordnet ist. Das Gleichheitsprinzip, das für das korrekte funktionieren 
des Binnenmarktes unerlässlich ist, würde dadurch verletzt werden, 
denn auch die Mitgliedstaaten der union wachen nicht selbst über 
die einhaltung der regeln. im Binnenmarkt haben die Mitgliedstaaten 
ihre souveränität ‚gepoolt‘, vereint – im gemeinsamen übergeordne-
ten interesse, zur erreichung gemeinsamer Ziele, unter gemeinsamer 
d.h. vergemeinschafteter Kontrolle. Daher gelten auch die regeln des 
europarechtes und nicht die allgemeinen regeln des Völkerrechtes. 
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Beharrt die EU auf einer automatischen Übernahme neuen •	
EU-Rechts?

Die eu spricht immer von einer Dynamisierung der Übernah-
me von eu-recht, das ist nicht nur ein semantischer unterschied 
im Vergleich zur ‚automatischen‘ Übernahme. Die verlangt, dass in 
denjenigen Abkommen, welche die teilnahme der schweiz am euro-
päischen Binnenmarkt betreffen, angemessene Mechanismen einge-
führt werden, um eine zeitgerechte einbindung der neuen relevanten 
eu-Gesetzgebung in das Abkommen und die Berücksichtigung der 
rechtsprechung des euGhs sicherzustellen. 

Die schweiz würde jedes Mal die Möglichkeit behalten, eine solche 
Anpassung abzulehnen. Dies würde aber konsequenterweise nach 
sich ziehen, dass das betroffene Abkommen bzw. die betroffenen tei-
le desselben aufgehoben würden, zur Gewährleistung der einheitlich-
keit und Kohärenz des Binnenmarktes.

Der Abschluss statischer Verträge hat uns in diese sackgasse ge-
führt – man kann ja nicht so tun, als bliebe die Welt zu einem be-
stimmten Zeitpunkt stehen, sagen wir 1972 als die eftA staaten mit 
der damaligen eG ein freihandelsabkommen abschlossen. Überzeu-
gen sie sich selbst: wenn sie heute abends nach hause kommen, 
suchen sie in ihren fotoalben eine foto aus 1972 und schauen sie 
sich in den spiegel, falls sie sich trauen… ich fürchte, man wird einen 
kleinen unterschied sehen.
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Ist das Zollsicherheitsabkommen nicht ein gutes Modell für •	
den Anpassungsmechanismus an EU-Rechtsentwicklungen 
sowie ggf. den Entscheid über die Sistierung oder Aufhe-
bung des Abkommens?

Das Abkommen über Zollerleichterungen und Zollsicherheit, eine 
ergänzung zum Güterverkehrsabkommen von 1990, stellt sicher, 
dass sicherheitsmassnahmen im Güterverkehr von und nach Dritt-
staaten außerhalb der eu gegenüber der schweiz nicht zur Anwen-
dung kommen. Andernfalls würde der beidseitige handel erschwert 
werden. Diese neuen sicherheitsmassnahmen wurden nötig nach 
den terroranschlägen vom 11. september 2001 und dienen der si-
cherheit im externen Güterverkehr. 

Das Zollsicherheitsabkommen betrifft also eine sehr spezifische 
Angelegenheit, die mit dem europäischen Binnenmarkt an sich nichts 
zu tun hat. es ist daher kein geeignetes Modell für die regelung der 
institutionellen fragen bei der teilnahme der schweiz an teilberei-
chen des Binnenmarktes. Die eu hat bereits beim Abschluss des Ab-
kommens keinen Zweifel daran gelassen, dass dieses Abkommen 
keinen Modellcharakter für andere Abkommen haben kann, dies war 
der schweiz von Anfang an bekannt. 

im unterschied zum eWr Modell wären Mängel in der umsetzung 
in einem aufwendigen Verfahren festzustellen, Kompensationsmass-
nahmen zu bestimmen… es würde sich am status quo nichts ändern, 
was nicht im interesse der einheitlichkeit des Binnenmarktes ist.

Warum sollte sich die Schweiz denselben Verpflichtungen •	
unterwerfen wie EU-Staaten, wenn sie kein Mitglied der EU 
ist und damit kein Stimmrecht hat?

Die EU versucht nicht, der Schweiz dieselben Pflichten aufzubür-
den, die eine Mitgliedschaft beinhaltet. es ist vielmehr die schweiz, 
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die zu den gleichen Bedin gungen wie die eu- und eWr-staaten an 
teilen des europäischen Binnenmarktes teilnehmen möchte. Die re-
geln des Binnenmarktes werden von den Mitgliedstaaten in langwie-
rigen und teilweise schwierigen entscheidungsprozessen festgelegt, 
die allen Beteiligten Kompromisse abverlangen. Wenn die schweiz an 
diesem Binnenmarkt teilnehmen und diese teilnahme noch ausbau-
en will, muss sie seine regeln befolgen. Kann oder will die schweiz 
sich diese regeln nicht zu eigen machen, hält sie niemand davon ab, 
es bei der gegenwärtigen tiefe und umfang der Kooperation zu be-
lassen oder sich von der teilnahme am Binnenmarkt zu lösen. eine 
verstärkte Teilnahme an der Entscheidungsfindung wurde bereits in 
Aussicht gestellt, wenn die schweiz bereit ist, den rechtsbestand zu 
übernehmen.

Der Bundesrat hat kürzlich erklärt, dass er den bilateralen •	
Weg mit der EU weiterführen wolle und dabei einen gesamt-
heitlichen und koordinierten Ansatz unter allen aktuell offe-
nen Dossiers verfolge. Ist die EU mit diesem Verhandlungs-
ansatz einverstanden?

Die eu ist bereit, über alle schweizer Anliegen zu diskutieren und 
entsprechende schweizer Vorschläge zu prüfen. 

in den bisher geführten Verhandlungen hat sich gezeigt, dass die 
Verhandler nach kurzer Zeit in den unterschiedlichen Dossiers immer 
vor den gleichen schwierigkeiten stehen, die sie nicht im Abkommen 
selbst lösen können – sie erinnern sich an die vier Problemzonen: 
Übernahme; Überwachung und Durchsetzung; rechtssprechung 
und streitbeilegung. 

Daher braucht es eine horizontale Lösung, die die situation in den 
laufenden Verhandlungen deblockieren würde und auch auf beste-
hende Verträge anwendbar gemacht werden könnte, im interesse der 
rechtssicherheit aller Beteiligten, im interesse der Verwaltungsver-
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einfachung, zur reduzierung des bürokratischen Aufwandes. eine 
gemeinsame Arbeitsgruppe hat die Problemstellung herausgearbei-
tet – die schweiz ist nun gefordert, Lösungsvorschläge zu machen, 
die auf die aufgezeigten Parameter rücksicht nimmt.

Kernstück ist dabei die Lösung der institutionellen fragen. ihre Lö-
sung ist für die eu das fundament für die weitere entwicklung der 
Beziehungen mit der schweiz. Dieses grundsätzliche Problem kann 
nicht durch die erweiterung der Verhandlungsthemen übertüncht 
werden: ein Mehr an Abtauschmöglichkeiten wie in den mir gut be-
kannten WtO-Verhandlungen, in denen man aus diesem Grund in 
form von Verhandlungsrunden operiert, löst dieses grundsätzliche 
Problem nicht. Auf dem fundament einer horizontalen, institutionel-
len Lösung wird man jedoch Abkommen in anderen Dossiers erzie-
len können, auch neue Verhandlungen können aufgenommen wer-
den – auch nach dem ebenfalls der WtO entnommenen Grundsatz, 

„nothing is agreed before everything is agreed“. Zusätzlich zu den 
horizontalen/institutionellen Problemen stehen verschiedene Markt-
zugangsdossiers, finanzielle und Steuerfragen, die Fortsetzung des 
Kohäsionsbeitrages an. Über die zu wählende reihenfolge der ande-
ren Bereiche versuchen wir uns im sinne von „sequencing“ zu ver-
ständigen.

Ohne ein institutionelles fundament werden wir jedoch im status 
quo verharren – was angesichts der Ausbaufähigkeit der Beziehun-
gen zwischen der union und der schweiz schade wäre. schade auch 
aus dem Grund, weil ein Verharren im status quo für die schweiz die 
Gefahr des rückschrittes birgt: Die eu betreibt eine dynamische eu-
ropäische nachbarschaftspolitik, geht mit den staaten im Osten Part-
nerschaften ein und ist von ihren nachbarn im süden angesichts des 
Arabischen frühlings besonders gefordert. Betreffend letztere hat die 
Kommission bereits ein Programm (A Partnership for Democracy and 
shared prosperity with the Southern Mediterranean) vorgestellt, wie 
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den staaten auf dem Weg der Demokratisierung geholfen werden 
kann – die engere Anbindung an den Binnenmarkt, die teilnahme an 
den eu-Programmen sind dabei wesentliche instrumente. Dies gilt 
naturgemäss für die Kandidatenstaaten, die sich auf den Beitritt vor-
bereiten. Auch Assoziierungsabkommen und die neuen wirtschaftli-
chen Partnerschaften mit einer immer stärkeren integrationstiefe, die 
weit über klassische freihandelsabkommen hinausgehen, bringen 
eine immer engere einbindung von neuen Partnern an den Binnen-
markt der union, ein Markt von einer halben Milliarde Menschen. 

eher über kurz als über lang würde daher stillstand zu rückschritt. 
Das kann angesichts unserer engen Beziehungen und Verflechtun-
gen, wirtschaftlicher, finanzieller aber vor allem auch persönlicher 
natur, unserer Gemeinsamkeiten und Übereinstimmung in vielen 
Werten nicht unser Ziel sein. 

Auch wenn ich mich naturgemäss auf wirtschaftliche Aspekte 
konzentriert habe – es geht ja um die Beteiligung der schweiz am 
Binnenmarkt, ist es mir ein Anliegen abschliessend darauf hinzuwei-
sen, dass die eu ein eminent politisches Projekt ist, das man nicht 
alleine auf das Wirtschaftliche verkürzen kann. Die Bewahrung des 
friedens bleibt eine europäische herausforderung – erinnern sie 
sich an die 90er Jahre, als Jugoslawien auseinanderbrach. Die si-
cherung der Menschenrechte ist eine permanente Aufgabe, erinnern 
sie sich an srebrenica. Die Ausdehnung des raumes der sicherheit, 
des rechtes, der Demokratie ist Die europäische herausforderung, 
denken sie an die bisher erfolgten erweiterungen und an künftige. 
erweiterungen dürfen jedoch nicht dazu führen, dass neue Zäune 
und Gräben, physisch oder in den Köpfen, neu errichtet werden – 
dies zu vermeiden ist die Aufgabenstellung der europäischen nach-
barschaftspolitik.
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europa ist auch in den sich wandelnden internationalen Beziehun-
gen gefordert, neue Akteure drängen angesichts ihres Machtzuwach-
ses zu recht auf die politische Bühne, umweltkatastrophen von natur 
oder Mensch oder beiden ausgelöst fordern ein umdenken und neue 
Lösungen. Wir haben allen Grund in europa als europäer zusammen-
zuarbeiten, das Gemeinsame über das trennende zu stellen. Das 
gilt ganz besonders im Verhältnis zwischen der eu und der schweiz, 
auch in Wahlzeiten. 
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